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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

V_ZR 123[76 URTEIL Verkiindet am

30. Mdrz 1973
Hirth
Justizhauptsekretar

als Urkundsbeamter
der Geschiftsstelle

in dem Rechtsstreit

1. des Diplom-Ingenieurs Josef B (il D .,

PO . G it

2. der Girtnereimitinhaberin Lore H r ,

D, (@D Strase

Kldger und Revisionskliger,

- ProzeBlbevollmichtigte: Rechtsanwdlte Prof.Dr. -
und Prof.Dr. @D -

gegen

das Land Baden-Wirttemberg,
vertreten durch das Ministerium filir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Umwelt, Stuttgart, Postfach 491,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

- ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Dr. — -



Der V, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 30, Mirz 1973 durch den
Vorsitzenden Richter Hill und die Richter Dr. Rothe,

Dr. Mattern, Offterdinger und von der Mihlen

fir Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 1. Zivil-
senats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom
8. Juli 1970 wird auf Kosten der Kliger

als unzulédssig verworfen,

Von Rechts wegen

I. Nach § 7 Abs. 1 des Wassergesetzes fiir Baden-
Wirttemberg vom 25. Februar 1960 (GBlL. S. 17)

- BadWiirttWassG - ist die Uferlinie (nach dieser
Vorschrift die Grenze zwischen dem Bett eines Ge-
widssers und den Ufergrundstiicken). durch die Linie
des Mittelwasserstands (vgl. dazu § 4 Abs, 3 Bad-
WiirttWassG) bestimmt, wihrend nach dem bis zum

28. Februar 1960 geltenden wiirttembergischen Was-
sergesetz vom 1. Dezember 1900 (WiirttRegBl. S.921)
die Uferlinie - nach Art. 7 Abs. 3 dieses Geset-
zes die Grenze zwischen dem Bett und den Ufern des
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Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

6ffentlichen Gewdissers - nach demjenigen Wasserstand
bestimmt war, welcher der regelmédBig wiederkehren-
den Anschwellung der Gewédsser entspricht. Die Kldger
siﬁd Eigentiimer der im Klagantrag ndher bezeichneten
Grundstiicke am Bodensee, einem ffentlichen Gew&s-
ser (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 BadWlirttWassG), dessen Bett
nach § 4 Abs, 1 iVm § 3 Abs. 1 Satz 3 BadWiirttWassG
im 6ffentlichen Eigentum des beklagten Landes steht.
Die Parteien streiten um die eigentumsrechtlichen
Verhdltnisse der Grundstiicksstreifen, die zwischen
den Grundstiicken der Kliger (friihere Uferlinie) und
der nach dem neuen Wassergesetz bestimmten Ufer-
linie liegen. Die KlHger begehren die Feststellung,
daB sie Eigentiimer dieser Grundstlicksstreifen ge-
worden sind. Das beklagte Land hat beantragt, die
Klage abzuweisen. ’

Die Klage blieb in den Vorinstanzen ohne Er-
folg. Die Klager verfolgen mit der Revision den
Klaganspruch weiter. Der Beklagte beantragt, die
Revision zurlickzuweisen. .

II. Die Revision ist gem#B § 554 a Abs. 1 ZPO
als unzulidssig zu verwerfen, denn sie ist nicht
gtatthaft. Die Revision findet, abgesehen von dem
hier nicht gegebenen Fall ihrer Zulassung, nur
statt, wenn der Revisionskliger glaubhaft macht,
daB der Wert des Beschwerdegegenstands im Zeit-
punkt der Einlegung der Revision 25 000 DM {iber-
steigt (§ 546 Abs. 1 und 3 iVm § 4 Abs. 1 ZPO).
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Nach dem Vortrag der Kl#ger in der Revisionsin-
stanz hat sich nunmehr bei Neuvermessungen heraus-
gestellt, daB die Uferlinie etwa 1911 durch Verord-
nung nach der natiirlichen Bewachsungsgrenze festge-
legt worden ist und dementsprechend auch die Grenzen :
der~Ufergfundstﬁcke'- mit Ausnahme der dem Kénigshaus
gehdorigen Grundstiicke - seinerzeit vermessen und
eingetragen worden sind. Diese hiernach auch die
Grundstiicke des Kldgers zu 1 begrenzende Linie ver-
lduft aber im wesentlichen ebenso wie die nunmehr
durch das Baden-Wiirttembergische Wassergesetz be-
stimmte Uferlinie, so daB der im Streit befangene
Geldndestreifen klein oder dem Nullwert angendhert
ist. Zwar liegen die Grenzverhiltnisse bei dem
Grundstiick der Kligerin zu 2 (Parzelle 1260/1) in-
sofern anders, als es sich um ein Grundstiick han-
delt, das seinerzeit dem Kdnigshaus und spiter zum'
Hofkammergut gehdrte und deshalb 1911 nicht vermes-
sen wurde. Es bestehen jedoch keine hinreichenden
Anhaltspunkte dafiir, daB die seewiirtige Grenze die-
ses Grundstlicks wesentlich anders verlduft als die
seinerzeit festgesetzte Uferlinie, die ihrerseits
der Uferlinie nach dem Baden-Wiirttembergischen Was-
sergesetz angenshert ist.

b

Unter diesen Umstidnden haben die Kl&dger nicht
glaubhaft gemacht, daB der Wert der Gel&dndestrei-
fen, die sich mﬁglicherweise zwischen den seewidr-
tigen Grenzen der Grundstiicke beider Kliger und
der in dem Baden-Wiirttembergischen Wassergesetz
" bestimmten Uferlinie ergeben, 25 000 DM iibersteigt.



Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 97 ZPO.

Hill Rothe Mattern

offterdinger v.d. Mihlen



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	R^|mi^festraße




